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1. Einführung
Geflüchtete sind deutlich häufiger von posttraumatischen Belastungsstörungen 
und depressiven Erkrankungen betroffen als der Bevölkerungsdurchschnitt. 
Gleichzeitig konnte die spezialisierte Versorgungsstruktur der Psychosozialen 
Zentren für Geflüchtete (PSZ) in den vergangenen Jahren bundesweit nur rund 
drei Prozent des tatsächlichen Bedarfs an Psychotherapie decken.1

In der psychotherapeutischen Regelversorgung stehen Geflüchtete vor 
erheblichen Zugangshürden. Neben fehlender Kenntnis des deutschen 
Gesundheitssystems, Diskriminierungserfahrungen und – je nach 
Aufenthaltsstatus – teils eingeschränkten Leistungsansprüchen ist die Sprache 
ein zentrales Hindernis. Denn kaum eine Behandlungsmethode ist so stark auf 
eine differenzierte sprachliche Verständigung angewiesen wie die 
Psychotherapie. Muttersprachliche Therapeut*innen stehen jedoch nur selten zur 
Verfügung. Angehörige oder Bekannte sind als Sprachmittelnde in einer 
Psychotherapie ungeeignet, unter anderem weil es ihnen an der notwendigen 
professionellen Distanz, Belastbarkeit, Dolmetschtechniken und Fachvokabular 
fehlt.

Ein Lösungsansatz besteht im Einsatz professioneller Sprachmittler*innen.2 In 
der Praxis stellt sich jedoch regelmäßig die Frage der Finanzierung. Die 
gesetzlichen Krankenkassen übernehmen keine Kosten für Sprachmittlung. 
Gleichzeitig fehlen den meisten Geflüchteten die finanziellen Mittel, um 
professionelle Sprachmittlende auf eigene Kosten zu beauftragen.

1  Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer - BAfF e. V. (2025): 
Psychosozialer Versorgungsbericht Deutschland 2025, https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/
2026/06/BAfF_VB2025.pdf, zuletzt abgerufen am 22.06.2026; Bundesverband PsychosozialerZentren. 
Versorgung nach Folter, Krieg und Flucht e. V. (2026): Psychosozialer Versorgungsbericht Deutschland 2026, 
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BPSZ_VB2026_web.pdf, zuletzt abgerufen am 
22.06.2026. 
2  Der Begriff der Sprachmittlung umfasst sowohl das mündliche Dolmetschen als auch das schriftliche Übersetzen 
und betont den kultursensiblen Aspekt der Kommunikation, weshalb teilweise auch von Sprach- und 
Kulturmittlung gesprochen wird. Tipps zur Umsetzung einer Therapie mit Sprachmittlung und zur 
Kostenübernahme im AsylbLG bietet u.a. die Fachstelle Interkulturelle Psychosoziale Gesundheit RLP (2025):  
Therapie zu Dritt - ein Leitfaden, https://www.caritas-rhein-mosel-ahr.de/export/sites/caritas-rma/.galleries/
downloads/PDF_Therapie-zu-Dritt-ein-Leitfaden-2025.pdf, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BAfF_VB2025.pdf
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BAfF_VB2025.pdf
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BPSZ_VB2026_web.pdf
https://www.caritas-rhein-mosel-ahr.de/export/sites/caritas-rma/.galleries/downloads/PDF_Therapie-zu-Dritt-ein-Leitfaden-2025.pdf
https://www.caritas-rhein-mosel-ahr.de/export/sites/caritas-rma/.galleries/downloads/PDF_Therapie-zu-Dritt-ein-Leitfaden-2025.pdf
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Geflüchtete mit Aufenthaltserlaubnis, die Leistungen nach 
dem SGB II (umgangssprachlich Bürgergeld bzw. ab Juli 2026 
„neue Grundsicherung“) beziehen, können beim zuständigen 
Jobcenter einen Antrag auf Kostenübernahme im Rahmen 
eines Mehrbedarfs nach § 21 SGB II stellen. In der Praxis ist 
diese Möglichkeit kaum bekannt. Dabei könnte eine 
verlässliche Finanzierung professioneller Sprachmittlung 
einen wichtigen Beitrag zur gleichwertigen 
psychotherapeutischen Versorgung Geflüchteter leisten und so 
deren Grundrecht auf ein menschenwürdiges 
gesundheitliches Existenzminimum einlösen.

Daher stellt sich die Frage, wann und wie entsprechende 
Anträge bei Jobcentern konkret gestellt und erfolgreich 
begründet werden können. In welchen Fällen ist eine 

Antragstellung überhaupt sinnvoll? Welche Unterlagen sind erforderlich? 
Welche Möglichkeiten bestehen im Fall einer Ablehnung? Diese und weitere 
praxisrelevante Fragen sind Gegenstand dieser Handreichung.

Sie richtet sich an Fachkräfte in der psychosozialen, psychotherapeutischen und 
psychiatrischen Versorgung sowie der Leistungsbehörden. Sie bietet 
Anregungen für alle, die zugewanderte Menschen mit psychischer Erkrankung 
auf der Suche nach einem Therapieplatz unterstützen und dabei auf sprachliche 
Hürden stoßen. 

Der Fokus liegt auf der Übernahme von Sprachmittlungskosten im Rechtskreis 
des SGB II. In anderen Leistungssystemen wie dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG), dem SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe)3  sowie dem SGB XII 
(Sozialhilfe) gelten entsprechende Regelungen. Vieles davon ist übertragbar, 
kann hier aber nicht vertieft werden.

3  Zur Beantragung von Sprachmittlungskosten für die Therapie mit Kindern und Jugendlichen im SGB VIII sowie 
im AsylbLG siehe Bundesfachverband Minderjährigkeit und Flucht e. V.; Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der 
Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer – BAfF e.V. (2025): Therapeutisches Arbeiten mit jungen 
geflüchteten Menschen, https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2025/03/bumf-broschuere-arbeitshilfe-
kostenuebernahme.pdf, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

2. Rechtlicher Hintergrund

2.1 Verfassungsrechtliche Einordnung

Alle Menschen in Deutschland haben das Recht auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums. Das ergibt sich aus der 
Menschenwürde, garantiert nach Art. 1 Abs. 1 GG, in Verbindung mit dem 
Sozialstaatsprinzip aus Art. 20 Abs. 1 GG. Dieses Grundrecht umfasst auch das 
gesundheitliche Existenzminimum.

Wenn eine erforderliche Behandlung nur mithilfe von Sprachmittlung 
zugänglich ist, kann diese (als sog. akzessorische Nebenleistung zur 
Behandlung) ebenfalls unter das gesundheitliche Existenzminimum fallen. So 
stellte das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zur Höhe der 
Leistungen nach dem AsylbLG im April 2026 klar: „Sofern im Einzelfall die 
Hinzuziehung eines Übersetzers beim Arztbesuch notwendig ist, muss der 
zuständige Träger die dafür entstehenden Kosten (…) übernehmen.“4 Was für 
das gesundheitliche Existenzminimum in den niedrigeren und restriktiveren 
AsylbLG-Leistungen gilt, ist auf das SGB II erst recht übertragbar.

In diesem Zusammenhang kommt auch der Grundsatz der freien Arztwahl aus 
§ 76 Abs. 1 SGB V für gesetzlich Versicherte zu tragen. Schließlich setzt eine 
Psychotherapie ein besonderes Vertrauensverhältnis zwischen Patient*in und 
Behandler*in voraus.

Von Bedeutung ist auch das Diskriminierungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 GG. 
Wenn keine Sprachmittlungskosten übernommen werden, würden 
Leistungsempfänger*innen ohne ausreichende Deutschkenntnisse faktisch von 
der psychotherapeutischen Behandlung ausgeschlossen. Das ist eine mittelbare 
Ungleichbehandlung aufgrund der Sprache, die der Staat nicht allein mit 
finanziellen Erwägungen rechtfertigen darf. Eine (zulässige) sachliche 
Begründung für die Ungleichbehandlung fehlt insbesondere dann, wenn die 
Behandlung eilbedürftig ist und das Warten auf einen Therapieplatz in 
4  BVerfG, Beschluss vom 15.04.2026 - 1 BvL 5/21. Alle in dieser Handreichung erwähnten Gerichtsurteile sind 
online unter Angabe ihres Aktenzeichens zu finden, bspw. auf dem Portal https://dejure.org/. 

https://dejure.org/
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Muttersprache nicht möglich ist, oder wenn ein solcher Therapieplatz – gerade 
bei seltenen Sprachen – gar nicht existiert.5

Die Übernahme von Sprachmittlungskosten durch das Jobcenter kann somit 
erforderlich sein, um die Grundrechte der Betroffenen zu wahren.

2.2 Die Regelungen im SGB II

2.2.1 Regelbedarf und Mehrbedarfe

Die monatliche Geldleistung nach dem SGB II, der sogenannte Regelbedarf, 
deckt die verschiedensten Lebensbereiche ab. Dazu zählen unter anderem 
Ernährung, Bekleidung, Freizeit, Mobilität sowie Stromkosten. Für jeden Bereich 
ist ein statistischer Durchschnittsbetrag vorgesehen. Zudem werden 

angemessene Kosten für 
Unterkunft und Heizung 
übernommen. 

In der Praxis gibt es immer 
wieder individuelle, 
atypische Bedarfe, die von 
diesem durchschnittlichen 
Bedarf abweichen – sei es, weil 
sie vom Regelbedarf gar nicht 
erfasst sind oder weil sie 
ungewöhnlich hoch sind.

2010 erklärte das 
Bundesverfassungsgericht die 
damaligen Regelleistungen für 
verfassungswidrig. Einer der 
Gründe: Sie boten keine 
Regelung, um solche von der 
Statistik nicht erfassten 

5 Neben Art. 3 GG verbietet auch der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 
19.12.1966 (kurz: UN-Sozialpakt) eine solche Diskriminierung aufgrund der Sprache (Art. 2 Abs. 2 in Verbindung 
mit Art. 9 Abs. 1 und Art. 12 Abs. 1 des Pakts). Als völkerrechtlicher Vertrag hat der Sozialpakt in Deutschland den 
Rang eines einfachen Bundesgesetzes. Er muss bei der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe und bei der 
behördlichen Ermessensausübung als Interpretationsmaßstab beachtet werden. 

Sondersituationen abzufedern.6 Damit verstießen sie gegen das Grundrecht auf 
ein menschenwürdiges Existenzminimum. Infolge des Urteils führte der 
Gesetzgeber den sogenannten Härtefallmehrbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB II 
ein.

Die relevante Passage im SGB II lautet:

§ 21 Mehrbedarfe
(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absätzen 2 bis 7, die nicht durch den 
Regelbedarf abgedeckt sind.
…
(6) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall 
ein unabweisbarer, besonderer Bedarf besteht; bei einmaligen Bedarfen ist weitere 
Voraussetzung, dass ein Darlehen nach § 24 Absatz 1 ausnahmsweise nicht 
zumutbar oder wegen der Art des Bedarfs nicht möglich ist. Der Mehrbedarf ist 
unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie 
unter Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Leistungsberechtigten 
gedeckt ist und seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf 
abweicht.

Diese gesetzliche Regelung bietet auch die Basis für die Übernahme von 
Sprachmittlungskosten durch die Jobcenter. 

Um einen Mehrbedarf geltend zu machen, muss dieser „besonders“ und 
„unabweisbar“ sein. Auf diese Begriffe wird im Folgenden eingegangen.

6  BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09
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2.2.2 Besonderer Bedarf

Gemäß den fachlichen Weisungen der Bundesagentur für Arbeit zu § 21 SGB II7

ist ein Bedarf besonders, wenn er durch eine außergewöhnliche Lebenssituation 
veranlasst wurde und nicht bereits in anderen Leistungsnormen – auch 
außerhalb des SGB II – berücksichtigt wird.

Sprachmittlungskosten für eine Psychotherapie sind ein besonderer Bedarf, 
wenn 

•  eine behandlungsbedürftige psychische Erkrankung vorliegt, 

•  eine Psychotherapie indiziert ist,

•  eine professionelle Sprachmittlung für eine erfolgreiche psychotherapeutische Behandlung 
zwingend erforderlich ist – auch, weil Alternativen wie z.B. muttersprachliche Therapeut*innen 
nicht (oder nicht rechtzeitig) oder nicht in einem Umkreis von 25 km verfügbar sind, und

•  die Kosten der Sprachmittlung weder vom Regelbedarf noch von einer anderen Leistungs-
norm umfasst sind.

Letzteres dürfte regelmäßig der Fall sein, 
denn in der gesetzlichen 
Krankenversicherung existiert keine 
Rechtsgrundlage für die Übernahme von 
Sprachmittlungskosten. Das 
Bundessozialgericht hat wiederholt 
entschieden, dass Dolmetschleistungen 
nicht Teil der ärztlichen Behandlung sind 
und daher nicht von den Krankenkassen 
übernommen werden.8

Auch der Regelbedarf erfasst keine 
Sprachmittlungskosten. Eine alleinlebende erwachsene Person im SGB II-
Leistungsbezug hat im Jahr 2026 einen Betrag von 21,48 Euro monatlich für die 
Gesundheitspflege zur Verfügung. Darunter fallen pharmazeutische und 
medizinische Erzeugnisse, therapeutische Mittel und Geräte. Außerdem stehen 

8  BSG, Urteil vom 10.05.1995 - 1 RK 20/94, bestätigt durch BSG, Urteil vom 20.05.2003 - B 1 KR 23/01 R sowie 
BSG, Urteil vom 19.07.2006 - B 6 KA 33/05 B

7  Die entsprechenden fachlichen Weisungen der BA mit Stand vom 01.01.2024 finden sich u.a. hier: https://www.
arbeitsagentur.de/datei/dok_ba015861.pdf, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

44,93 Euro für andere Waren und Dienstleistungen zur Verfügung. Dazu zählen 
unter anderem Friseurbesuche, Finanzdienstleistungen, Körperpflege- und 
Hygieneartikel sowie Mitgliedsbeiträge etwa für Vereine – aber jeweils keine 
Sprachmittlungskosten.9

Der Bedarf nach Sprachmittlung für regelmäßige Therapiesitzungen entsteht 
nur bei Personen, die eine Psychotherapie benötigen und nicht über die dafür 
notwendigen Deutschkenntnisse verfügen. Diese besondere Konstellation 
dürfte in der Praxis nur selten auftreten und wird vom Regelbedarf nicht erfasst.

Daraus ergibt sich eine atypische Bedarfslage, die deutlich vom 
durchschnittlichen Bedarf anderer Leistungsberechtigter – selbst mit 
vergleichbarer psychischer Erkrankung – abweicht.

2.2.3 Unabweisbarer Bedarf

Ein Bedarf ist nach § 21 Abs. 6 SGB II unabweisbar, wenn er weder durch 
Einsparmöglichkeiten an anderer Stelle noch durch Zuwendungen von Dritten 
gedeckt ist und seine Höhe erheblich vom durchschnittlichen Bedarf abweicht.

9  Welche Waren und Dienstleistungen im Regelbedarf im Einzelnen enthalten sind, ergibt sich aus der 
Begründung des aktuellen Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes (kurz RBEG). Für die aktuelle Fassung siehe 
Bundestagsdrucksache 19/22750 vom 23.09.2020, https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf, 
zuletzt abgerufen am 22.06.2026.Die Höhe der Regelbedarfe wird jährlich fortgeschrieben. Die 
Aufschlüsselung der einzelnen Positionen für das Jahr 2026 findet sich u.a. in dieser Übersicht: https://
harald-thome.de/files/pdf/2025/Ruediger-Boeker-Aufteilung-RB%202021-2026%20.pdf, zuletzt abgerufen 
am 22.06.2026.

https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba015861.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba015861.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/227/1922750.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/2025/Ruediger-Boeker-Aufteilung-RB%202021-2026%20.pdf
https://harald-thome.de/files/pdf/2025/Ruediger-Boeker-Aufteilung-RB%202021-2026%20.pdf
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Bei Sprachmittlungskosten dürfte das unter folgenden Voraussetzungen der Fall 
sein:

•  Kostenfreie oder kostengünstigere Alternativen, etwa durch eine unentgeltliche Sprachmitt-
lung, sind nicht verfügbar oder fachlich ungeeignet (mehr dazu in Kapitel 3.2 und 3.4).

•  Wann genau ein Bedarf der Höhe nach erheblich vom Regelbedarf abweicht, ist einzelfallab-
hängig. Das Bundessozialgericht bejahte eine erhebliche Abweichung u.a. bei einem Betrag, 
der den eigentlich für diesen Lebensbereich vorgesehenen statistischen Durchschnittsbetrag 
um 14 % des Regelbedarfs überstieg.10

•  Da Sprachmittlungskosten im Regelbedarf nicht vorgesehen sind, Bagatellgrenzen deutlich 
überschreiten und in einer Psychotherapie wiederholend über Monate hinweg anfallen, kön-
nen sie weder angespart noch durch niedrigere Ausgaben in anderen Lebensbereichen ausge-
glichen werden. Auch eine Vorfinanzierung aus Rücklagen ist in der Regel nicht möglich. 

•  Die Kosten werden nicht von Dritten übernommen. Dabei greift ein wichtiger sozialrechtli-
cher Grundsatz: Hilfsbedürftige dürfen nicht auf freiwillige Leistungen des Staates oder Dritter 
(wie etwa karitative Einrichtungen oder private Spenden) verwiesen werden, sofern sie kein 
subjektives Recht auf diese Leistungen haben.11

2.2.4 Laufender Bedarf

Bei einer ambulanten Psychotherapie handelt es sich in der Regel um einen 
laufenden Bedarf. Sprachmittlungskosten fallen über einen längeren Zeitraum 
hinweg regelmäßig an, häufig im Abstand von ein bis zwei Wochen.

Ein Darlehen, das aus den monatlichen Regelleistungen in Raten ans Jobcenter 
zurückgezahlt werden muss, kommt für laufende Bedarfe regelmäßig nicht in 
Betracht. Bei Sprachmittlungskosten ist ein Darlehen

•  nicht möglich, da Sprachmittlungskosten nicht vom Regelbedarf umfasst sind und daher 
nicht aus diesem angespart oder zurückgezahlt werden können, und auch

•  nicht zumutbar, da die Kosten aufgrund ihrer Höhe eine erhebliche finanzielle Belastung 
darstellen. 

10  BSG, Urteil vom 26.01.2022 - B 4 AS 3/21 R
11  BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09

2.3 Das Antragsverfahren

Ein Mehrbedarf kann formlos beim zuständigen Jobcenter beantragt werden, 
sowohl zusammen mit dem Erst- oder Weiterbewilligungsantrag als auch 
während des laufenden Leistungsbezugs. Dies gilt auch beim Bezug 
aufstockender Leistungen, also wenn diese ergänzend zu einem eigenen 
(Erwerbs-) Einkommen gewährt werden. Wie bei allen Anträgen an Jobcenter 
ist als Aktenzeichen stets die sogenannte BG-Nummer anzugeben.

Welche Unterlagen erforderlich oder empfehlenswert sind, wird in Kapitel 3 
dieser Handreichung erläutert.

Der Antrag kann problemlos aus Sicht der betroffenen Person formuliert 
werden. Inhalt und Umfang sind zwischen Berater*in und Klient*in12

gemeinsam abzustimmen. Details zu Fluchtgeschichte, erlebter Gewalt oder 
Diskriminierung oder zu Suchterkrankungen sind für die Entscheidung des 
Jobcenters häufig nicht notwendig. Eingereichte Unterlagen verbleiben 
dauerhaft in der Akte und sind grundsätzlich für alle Mitarbeitenden des 
Jobcenters einsehbar. Dem Schutz der Privatsphäre der Klient*innen und der 
Datensparsamkeit kommt daher eine besondere Bedeutung zu. 

Die Beteiligung einer Beratungsstelle bei der Antragstellung darf transparent 
gemacht werden, etwa mit dem Hinweis: „Bei der Formulierung dieses Antrags 
wurde ich von [Beratungsstelle] unterstützt.“ Sollen Mitarbeitende der 
Beratungsstelle auch Rückfragen beantworten oder Auskünfte zum Sachstand 
erhalten können, erfordert das zusätzlich eine personalisierte 
Schweigepflichtentbindung gegenüber dem Jobcenter.

Es empfiehlt sich, dem Jobcenter im Antrag eine Frist für die Entscheidung zu 
setzen, beispielsweise von einem Monat: „Ich bitte um eine Entscheidung bis 
zum [Datum].“ Erfolgt innerhalb dieser Frist keine Reaktion, kann schriftlich 
eine Sachstandsanfrage gestellt und gegebenenfalls können weitere 
Unterlagen nachgereicht werden, z. B. zwischenzeitlich eingetroffene Absagen 
muttersprachlicher Therapeut*innen oder eine Therapiezusage der 
Krankenkasse. Auch die Sachstandsanfrage sollte mit einer angemessenen Frist 
versehen werden.

12  Der in den PSZ und anderen Beratungsstrukturen häufig verwendete Begriff der Klient*innen sowie der im 
Gesundheitssystem übliche Begriff der Patient*innen werden in dieser Handreichung synonym verwendet.
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Vorsorglich empfiehlt sich in Anträgen außerdem der Hinweis: „Im Fall 
einer Ablehnung bitte ich um einen begründeten, rechtsmittelfähigen 
Bescheid.“

Achtung: Je nach Antragsbegründung, beigefügten Unterlagen und 
individueller Vorgeschichte kann das Jobcenter eine Überprüfung der 
Erwerbsfähigkeit nach § 44a SGB II veranlassen. Auf Basis medizinischer 
Unterlagen und ggf. einer eigenen Untersuchung prüft dann der Ärztliche 
Dienst der Agentur für Arbeit das verbleibende Leistungsvermögen.
Wenn dabei eine volle Erwerbsminderung festgestellt wird, kein (oder kein 
ausreichender) Anspruch auf Erwerbsminderungsrente besteht und die 
betroffene Person nicht in einer Bedarfsgemeinschaft mit anderen 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten lebt, erfolgt in der Regel ein Wechsel 
in die Grundsicherung nach dem SGB XII. In diesem Fall finden die in dieser 
Handreichung dargestellten Rechtsgrundlagen des SGB II keine Anwendung 
mehr. Ein Antrag auf Übernahme von Sprachmittlungskosten ist dann beim 
zuständigen Sozialamt zu stellen.
Allerdings kann die Feststellung, jedenfalls vorübergehend nicht 
erwerbsfähig zu sein, bei manchen Aufenthaltstiteln zu negativen 
Konsequenzen führen. Auch diese aufenthaltsrechtlichen Folgen sind in einer 
verantwortungsvollen Beratung mitzudenken.

2.4 Rechtsbehelf und Rechtsweg

Lehnt das Jobcenter den Antrag ab, muss zunächst Widerspruch beim 
zuständigen Jobcenter eingelegt werden. Die korrekte Anschrift findet sich 
in der Rechtsbehelfsbelehrung des Bescheids. Die Widerspruchsfrist 
beträgt einen Monat ab Bekanntgabe – in der Regel also der Zustellung – 
des Bescheids. Ist das genaue Zustellungsdatum unklar, gilt in der Regel 
eine Zustellungsfiktion von vier Tagen, nachdem das Jobcenter den 
Bescheid zur Post gegeben hat (§ 37 Abs. 2 SGB X).

Wichtig: Ein Widerspruch kann nicht per einfacher E-Mail eingelegt werden. 
Zulässig sind der Postweg13, Fax, DE-Mail mit qualifizierter elektronischer 
Signatur oder die persönliche Erklärung zur Niederschrift beim Jobcenter. 

Der Widerspruch muss klar erkennen lassen, gegen welchen Bescheid er sich 
richtet, z. B.: „Hiermit lege ich gegen den Ablehnungsbescheid vom [Datum] 
Widerspruch ein.“

Eine Begründung kann nachgereicht werden. Empfehlenswert ist jedoch, den 
Widerspruch möglichst früh inhaltlich zu begründen und gegebenenfalls durch 
weitere Unterlagen zu ergänzen, da in der Regel Grund zur Eile besteht.

Idealerweise hilft das Jobcenter bereits im Widerspruchsverfahren ab und 
gewährt nach einer erneuten Prüfung den begehrten Mehrbedarf. Darüber 
ergeht ein sogenannter Widerspruchs- bzw. Abhilfebescheid.

Wird auch der Widerspruch abgelehnt, kann innerhalb eines Monats Klage 
beim Sozialgericht erhoben werden. Falls es zu diesem Zeitpunkt (noch) keine 
anwaltliche Vertretung gibt, kann die Klage auch persönlich bei der 
Rechtsantragsstelle des zuständigen Gerichts eingereicht werden. Dort helfen 
Rechtspfleger*innen, die Klageanträge in der korrekten Form aufzunehmen.

Ein gewöhnliches Klageverfahren beim Sozialgericht kann viele Monate, unter 
Umständen auch Jahre dauern. Eine Psychotherapie muss häufig schneller 
begonnen werden – sei es, weil eine zeitnahe Behandlung erforderlich ist, um 
eine Verschlechterung oder Chronifizierung zu verhindern, oder weil der bereits 
zugesagte Therapieplatz sonst verloren ginge.

In solchen dringenden Fällen kann zusätzlich ein Eilantrag beim 
Sozialgericht sinnvoll sein. Im Eilverfahren prüft das Gericht vorläufig, ob die 
Sprachmittlungskosten bis zur endgültigen Entscheidung übernommen werden 
müssen, um erhebliche gesundheitliche Nachteile abzuwenden.

13  Achtung: Maßgeblich für die Wahrung der Widerspruchsfrist ist der Eingang bei der Behörde, nicht das 
Versanddatum.
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Für ein erfolgreiches Eilverfahren bedarf es 

•  eines Anordnungsanspruchs: die antragstellende Person muss Anspruch auf die begehrten 
Leistungen haben, hier den Mehrbedarf für die Sprachmittlungskosten, und

•  eines Anordnungsgrunds: einer besonderen Dringlichkeit, etwa aufgrund einer konkret dro-
henden Gesundheitsgefährdung. Kapitel 4.2 geht näher auf das Problem der Eilbedürftigkeit 
ein.

Ein Eilantrag beim Sozialgericht wird zusätzlich zu einem Widerspruch und/oder 
einer Klage gestellt. Nach Ablehnung eines Eilantrags sind weitere Eilanträge 
möglich, falls sich die Sachlage seitdem verändert hat oder neue Nachweise 
vorliegen. Voraussetzung ist, dass der Widerspruch bzw. die Klage weiterhin 
anhängig sind.

Widerspruch, Klage und Eilantrag können grundsätzlich auch ohne anwaltliche 
Vertretung eingelegt werden. Vor dem Sozialgericht besteht kein Anwaltszwang. 
Um bei Bedarf die anwaltliche Unterstützung trotz Mittellosigkeit zu finanzieren, 
gibt es zwei Optionen:

•  Beratungshilfe14 im außergerichtlichen Verfahren (Widerspruch): Ein Beratungshilfe-
schein wird beim örtlichen Amtsgericht beantragt. Erforderlich sind Unterlagen zur finanziel-
len Situation der antragstellenden Person (wie aktueller Leistungsbescheid, Mietvertrag und 
Kontoauszüge der letzten drei Monate) sowie der strittige Ablehnungsbescheid des Jobcen-
ters. Mit einem Beratungshilfeschein fallen für Betroffene maximal 15 Euro Eigenbeteiligung 
für die außergerichtliche anwaltliche Vertretung an.

•  Prozesskostenhilfe im gerichtlichen Verfahren (Klage und Eilantrag): Den Antrag auf Pro-
zesskostenhilfe stellen die Rechtsanwält*innen beim Sozialgericht. Voraussetzung ist neben 
der finanziellen Bedürftigkeit15, dass die Klage bzw. der Eilantrag eine Aussicht auf Erfolg hat.

•  Ein häufiges Praxisproblem insbesondere in Eilverfahren ist, dass Gerichte erst spät über 
den Antrag auf Prozesskostenhilfe entscheiden. So ist unter Umständen erst kurz vor oder par-
allel zur Gerichtsentscheidung klar, ob Prozesskostenhilfe bewilligt wird oder die klagende 
Person die Kosten der anwaltlichen Vertretung selbst tragen muss. Das entsprechende Kosten-
risiko sollte mit den Klient*innen vorab kommuniziert werden.

15  Als Nachweis ist folgende Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse auszufüllen: 
https://justiz.de/service/formular/dateien/zp1a.pdf, zuletzt abgerufen am 09.06.2026. Zudem müssen die 
Kontoauszüge der letzten drei Monate, der aktuelle Leistungsbescheid, Mietvertrag und ggf. weitere Nachweise 
beigefügt werden.

14  Ausnahmen sind Bremen und Hamburg: In diesen beiden Bundesländern gibt es anstelle der Beratungshilfe 
eine sogenannte „öffentliche Rechtsberatung“, die die rechtliche Beratung und Vertretung von Menschen mit 
geringem Einkommen übernimmt.

Für Gerichte ist stets der Sachstand zum Zeitpunkt der Entscheidung maßgeblich. 
Insbesondere lange Verfahren können sich daher unter Umständen von selbst 
erledigen – etwa, weil die antragstellende Person in der Zwischenzeit eine 

existenzsichernde Erwerbstätigkeit aufgenommen hat und keine Leistungen 
nach dem SGB II mehr bezieht.

Was aber, wenn bereits die Entscheidung des Jobcenters ungewöhnlich lange 
auf sich warten lässt? Wenn die dem Jobcenter im Antragsschreiben gesetzte 
Frist von beispielsweise vier Wochen ergebnislos abgelaufen ist und die Therapie 
dringend beginnen muss, kann ein Eilantrag beim Sozialgericht gestellt werden 
– auch ohne, dass es eine Entscheidung des Jobcenters gibt. 

https://justiz.de/service/formular/dateien/zp1a.pdf
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In weniger eiligen Fällen kommt die sogenannte Untätigkeitsklage ins Spiel. 
Das Sozialrecht räumt den Leitungsbehörden sechs Monate Zeit zur Bearbeitung 
eines Antrags und drei Monate zur Entscheidung über einen Widerspruch ein 
(§ 88 SGG). Ist bis dahin noch immer keine Entscheidung ergangen, obwohl alle 
relevanten Unterlagen vorliegen, kann Untätigkeitsklage beim zuständigen 
Sozialgericht erhoben werden.

Im Idealfall hilft das Jobcenter dann ab und entscheidet über den Antrag, so dass 
die Untätigkeitsklage vor Gericht für erledigt erklärt werden kann. Geschieht das 
nicht, kommt es nach einiger Zeit zu einer Entscheidung des Gerichts. Es kann das 
Jobcenter verpflichten, über den Antrag auf Mehrbedarf zu entscheiden. Es ist 
jedoch auch eine Abweisung der Klage möglich, etwa wenn das Jobcenter gute 
Gründe für die lange Bearbeitungsdauer – wie fehlende Unterlagen – vorweisen 
kann. Letztlich bewirkt die Untätigkeitsklage also nur, dass es endlich eine 
behördliche Entscheidung gibt. Im Fall einer negativen Entscheidung wären 
weiterhin Widerspruch und ggf. Klage anzuschließen.

ANTRAGSTELLUNG 
BEIM JOBCENTER

KEINE ENTSCHEIDUNG NACH 
6 MONATEN

POSITIVE ENTSCHEIDUNG: 
MEHRBEDARF WIRD 

ANERKANNT

NEGATIVE ENTSCHEIDUNG: 
MEHRBEDARF WIRD NICHT 

ANERKANNT

WIDERSPRUCHSVERFAHREN 
BEIM JOBCENTER

UNTÄTIGKEITSKLAGE 
BEIM SOZIALGERICHT

KLAGE BEIM 
SOZIALGERICHT

+GGF. EILANTRAG — IN 
DRINGLICHEN FÄLLEN SCHON 

VOR ERHEBUNG DER 
UNTÄTIGKEITSKLAGE

JOBCENTER 
HILFT AB, DA 

WIDERSPRUCH 
GANZ ODER 
TEILWEISE 

BEGRÜNDET

KEINE 
ENTSCHEIDUNG 

NACH 3 
MONATEN

EILANTRAG 

KLAGE STATTGEGEBEN

EILANTRAG ABGELEHNT

KLAGE ABGEWIESEN

KLAGE BEIM 
SOZIALGERICHT

KLAGE FÜR ERLEDIGT ERKLÄRT, DA 
VORAUSSETZUNGEN ENTFALLEN SIND 

(Z.B., WEIL KEIN LEISTUNGSBEZUG NACH 
SGB II MEHR)

+GGF. EILANTRAG
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3. Die praktische Umsetzung

3.1 Identifikation geeigneter Fälle

Das Antragsverfahren beim Jobcenter kann sich über einen langen Zeitraum 
hinziehen – vor allem, wenn es zu einem Widerspruchs- oder gar 
Gerichtsverfahren kommt. Von der Antragstellung bis zur endgültigen 
Entscheidung sollten mehrere Monate eingeplant werden, in Einzelfällen auch 
bis zu ein Jahr. Hinzu kommt die Vorbereitungszeit, etwa für die Suche nach 
einem Therapieplatz und die Antragstellung bei der Krankenkasse.

Beratende sollten deshalb sorgfältig abwägen, welchen Klient*innen sie zu 
einem solchen Verfahren raten. Die folgende Checkliste gibt Orientierung:

Was sollten Klient*innen mitbringen?

  Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II während der Therapie

  Stehen die Klient*innen oder eine Person aus der Bedarfsgemeinschaft kurz vor der 
Aufnahme einer existenzsichernden Beschäftigung? Oder steht bei den Klient*innen eine 
Erwerbsminderung im Raum, die einen Wechsel in die Grundsicherung nach dem SGB XII 
und damit eine Zuständigkeit des Sozialamts begründen würde? Dann ist fraglich, ob der 
Aufwand einer Antragstellung beim Jobcenter gerechtfertigt ist.

  Psychische Erkrankung mit Indikation zur Psychotherapie

  Krankheitseinsicht und klare Therapiemotivation, die über lange Verfahrensdauer hinweg 
trägt

  Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit professioneller Sprachmittlung 

  Ausreichend psychische Stabilität für die lange Dauer der Therapieplatzsuche und des An-
tragsverfahrens, einschließlich möglicher Rückschläge

  Eine niedrigschwellige psychosoziale Begleitung, bspw. durch ein PSZ oder den Sozial-
psychiatrischen Dienst, kann die Wartezeit ebenso erleichtern wie eine gute hausärztliche 
oder psychiatrische Anbindung.

In der Beratungspraxis erklären Klient*innen immer wieder, aus Angst vor 
Nachteilen keine Rechtsmittel einlegen zu wollen. Beratende sollten sorgfältig 
erläutern, dass sich Widersprüche und Klagen gegen die Ablehnung eines 

Mehrbedarfs weder negativ auf die Regelleistungen oder den 
Arbeitsvermittlungsservice des Jobcenters noch auf andere Lebensbereiche wie 
den Aufenthaltstitel auswirken. Gleichzeitig 
muss eine sensible Beratung die 
Entscheidung der Klient*innen respektieren 
und ihre Diskriminierungserfahrungen ernst 
nehmen.

3.2 Therapieplatzsuche 
und Verfügbarkeit 
muttersprachlicher 
Angebote

Zunächst gilt es, einen Therapieplatz im 
Regelsystem zu finden. Hilfreiche 
Anlaufstellen sind die regionalen 
Kassenärztlichen Vereinigungen, die 
Psychotherapeutenkammern sowie der 
Patientenservice der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung (116117). Sie bieten 
Servicetelefone und Online-Suchfunktionen 
an. Bei Letzteren kann gezielt nach 
Sprachkenntnissen, Geschlecht oder Therapieform gefiltert werden. Auch die 
eigene Krankenkasse kann bei der Suche unterstützen.

Der bundesweite Patientenservice vermittelt im Bereich der Psychotherapie 
hauptsächlich Erstgespräche in der sogenannten psychotherapeutischen 
Sprechstunde. Alle approbierten Psychotherapeut*innen mit Kassensitz sind 
verpflichtet, solche Sprechstunden anzubieten – auch dann, wenn sie selbst keine 
freien Therapieplätze oder lange Wartelisten haben. In diesem Fall muss die 
Suche im Anschluss an das Erstgespräch fortgesetzt werden. Dazu erhalten 
Patient*innen im Erstgespräch das Formular PTV11, das Aufschluss über 
Diagnosen, die empfohlene Therapieform und die Dringlichkeit der 
Weiterbehandlung gibt.
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Hilfreiche Kontakte zur Therapieplatzsuche16

• Infos der Bundespsychotherapeutenkammer: https://www.wege-zur-
psychotherapie.org/ 
• Online-Suche der jeweiligen Landespsychotherapeutenkammer sowie der 
Kassenärztlichen Vereinigung
• Telefon- und Onlinesuche des bundesweiten Patientenservice: https://
www.116117.de/de/index.php 
• Eigene Krankenkasse
• Psychosoziale Zentren für Geflüchtete (PSZ): https://www.baff-zentren.org/hilfe-
vor-ort/psychosoziale-zentren/   

Tipps und Tricks für den Anruf in Psychotherapiepraxen:
• Vorab Telefonsprechzeiten recherchieren: die meisten Praxen sind telefonisch 
nur ein- oder zweimal wöchentlich zu festgelegten Zeiten erreichbar
• Im Telefonat Zeiten nennen, zu denen man Termine wahrnehmen kann und 
unbedingt angeben, wenn man zeitlich sehr flexibel ist
• Erwähnen, bei welcher Krankenkasse man (gesetzlich) versichert ist. Manche 
Psychotherapeut*innen haben zwar keinen Kassensitz, aber Sondervereinbarungen 
mit einzelnen Kassen.
• Sich regelmäßig melden, wenn man auf einer Warteliste steht. Das zeigt 
Eigeninitiative.

Insbesondere für weniger stark belastete Patient*innen können anerkannte 
Ausbildungsinstitute für angehende Psychologische Psychotherapeut*innen 
eine gute Option sein. Dort sind die Wartezeiten mitunter kürzer. Ein Nachteil ist 
die höhere Personalfluktuation. Diese kann bei sehr langen Antrags- oder 
Klageverfahren dazu führen, dass die oder der Therapeut*in das 
Ausbildungsinstitut bereits wieder verlassen hat, wenn die Kostenübernahme für 
die Sprachmittlung endlich geklärt ist. Mitunter bemängeln Jobcenter oder 
Sozialgerichte auch die (noch) fehlende Approbation der angehenden 
Therapeut*innen und verlangen eine gesicherte Diagnose einer bereits 
approbierten psychotherapeutischen oder ärztlichen Fachkraft.

Zu guter Letzt können auch einige wenige Psychosoziale Zentren für Geflüchtete 
(PSZ) mit der gesetzlichen Krankenkasse abrechnen, beispielsweise durch eine 

16  Links jeweils zuletzt abgerufen am 22.06.2026

Ermächtigung nach § 31 Ärzte-ZV oder im Rahmen des 
Kostenerstattungsverfahrens nach § 13 Abs. 3 SGB V. Dieses Verfahren ermöglicht 
gesetzlich Versicherten die Finanzierung einer Psychotherapie in einer 
Privatpraxis, wenn sie trotz intensiver Suche keinen Therapieplatz in einer Praxis 
mit Kassensitz finden konnten.

Ein Antrag auf Übernahme der Sprachmittlungskosten an das Jobcenter kommt 
erst in Betracht, wenn nachweislich kein Therapieangebot ohne zusätzliche 
Sprachmittlungskosten in zumutbarer Wartezeit und Entfernung erreichbar ist. In 
diesem Fall empfiehlt sich ein Suchprotokoll in Form von Telefonnotizen, 
Screenshots oder ausgedruckten E-Mails. Dokumentiert werden sollte 
insbesondere,

•  welche Praxen und Institutionen angefragt wurden,

•  ob dort Therapieplätze in der gesuchten Sprache verfügbar sind,

•  ob Wartelisten existieren und

•  mit welcher Wartezeit ungefähr zu rechnen ist.

Tipp: Ein solches Suchprotokoll sollten Patient*innen auch dann führen, wenn sie 
eine Psychotherapie im Kostenerstattungsverfahren anstreben. Die Dokumentation 
kann in diesem Fall gleich doppelt verwendet werden: als Nachweis für die 
Krankenkasse, dass kein Therapieplatz in einer Praxis mit Kassensitz verfügbar war, 
sowie für das Jobcenter, dass kein Platz in Muttersprache existiert.

Zur Glaubhaftmachung im gerichtlichen Eilverfahren können die betroffenen 
Klient*innen und/oder ihre Beratenden eine eidesstattliche Versicherung 
abgeben, die die Richtigkeit des Suchprotokolls bestätigt. Klient*innen sind 
zuvor transparent über die strafrechtlichen Konsequenzen einer falschen 
Versicherung an Eides statt aufzuklären.

Falls sich das Jobcenter im Widerspruchs- oder Klageverfahren pauschal auf 
muttersprachliche Therapieangebote bezieht, sollte es aufgefordert werden, 
diese konkret zu benennen. Nicht alle Jobcenter sind mit der hoch differenzierten 
Versorgungslandschaft für psychisch Erkrankte vertraut. Bei genauerem 
Hinsehen können sich daher manche vermeintlichen muttersprachlichen 
Alternativen als ungeeignet erweisen – etwa, weil erwachsenen Klient*innen 

https://www.wege-zur-psychotherapie.org/
https://www.wege-zur-psychotherapie.org/
https://www.116117.de/de/index.php
https://www.116117.de/de/index.php
https://www.baff-zentren.org/hilfe-vor-ort/psychosoziale-zentren/
https://www.baff-zentren.org/hilfe-vor-ort/psychosoziale-zentren/
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Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut*innen vorgeschlagen werden, weil 
auf regional nicht zuständige PSZ verwiesen wird oder Fachärzt*innen für 
Psychiatrie als Alternative benannt werden, die in ihrer Praxis nur 
medikamentöse Versorgung, aber keine Psychotherapie anbieten. Auch der 
Verweis auf eine stationäre Versorgung ist kritisch zu sehen, da die sprachliche 
Verständigung dort meist genauso ungeklärt ist wie im ambulanten Bereich und 
nicht jede psychische Erkrankung gleich einer stationären Aufnahme bedarf.

Auch der Patientenservice der Kassenärztlichen Vereinigungen (116117) kann 
sich in der Praxis als weniger hilfreich erweisen als gemeinhin angenommen. Ein 
Anspruch auf Termine bei bestimmten Therapeut*innen besteht nicht. Nach 
Therapeut*innen mit besonderen Sprachkenntnissen gefragt, verweist die 
Telefonhotline mitunter schlicht auf die eingängigen Online-Suchportale. Auch 
solche erfolglosen Anrufe sollten durch Gesprächsnotizen sorgfältig 
dokumentiert werden.

Zu guter Letzt kann bei der Suche nach muttersprachlichen Therapieangeboten 
auch der Suchradius strittig sein. Jobcenter verweisen bisweilen auf Praxen im 
„Tagespendelbereich“. Die Rechtsprechung beurteilt die Bewältigung einer 
einfachen Wegstrecke von bis zu einer Stunde bzw. einer Strecke von 25 km als 
nicht generell unzumutbar.17 Ist ein weiter Anfahrtsweg im Einzelfall nicht 
möglich oder nicht zumutbar – etwa wegen körperlicher Einschränkungen oder 
familiärer Verpflichtungen –, muss dies nachvollziehbar begründet werden. Steht 
die psychische Erkrankung selbst einer längeren Anfahrt entgegen, sollten die 
künftigen Therapeut*innen dies ausführen.

3.3 Zusage des Therapieplatzes

Ist ein Therapieplatz in deutscher Sprache gefunden, muss dies für das Jobcenter 
dokumentiert werden. Dafür eignet sich entweder ein kurzes Schreiben der 
psychotherapeutischen Fachkraft oder die schriftliche Bewilligung der Therapie 
durch die Krankenkasse. Um die Beantragung einer Kurz- oder Langzeittherapie 
kümmern sich Therapeut*in und Patient*in gemeinsam. Über die Bewilligung 
oder Ablehnung der Psychotherapie erhalten beide einen schriftlichen Bescheid.
17  BSG, Urteil vom 23.06.2010 - B 6 KA 22/09 R; BSG, Urteil vom 17.03.2021 - B 6 KA 2/20 R; LSG NRW, Urteil vom 
11.06.2025 - L 11 KR 269/24

Grundsätzlich muss die Krankenkasse innerhalb von drei Wochen nach 
Antragseingang entscheiden. Holt sie zusätzlich ein Gutachten ein, verlängert 
sich die Frist auf fünf Wochen. Wenn die Krankenkasse diese Fristen nicht 
einhalten kann und dies den Versicherten nicht rechtzeitig mitteilt, gilt die 
psychotherapeutische Behandlung als genehmigt (§ 13 Abs. 3a S. 6 SGB V).

Eine Besonderheit ist die nicht genehmigungspflichtige Akuttherapie. Sie dient 
der kurzfristigen Stabilisierung in Krisen. Der Beginn einer Akuttherapie muss 
der Krankenkasse lediglich mitgeteilt, aber nicht beantragt werden. Wenn eine 
Akuttherapie mit Sprachmittlung geplant ist, sollte dies in der 
Therapieplatzzusage an das Jobcenter ausdrücklich vermerkt und die 
Vorgehensweise kurz erklärt werden. Jobcenter und Sozialgerichte sind mit den 
unterschiedlichen Therapieformen und Abrechnungsverfahren nicht 
zwangsläufig vertraut und benötigen daher eine solche Einordnung.

3.4 Bescheinigung über die Notwendigkeit 
professioneller Sprachmittlung

Für das Jobcenter muss nachvollziehbar sein, dass der gefundene Therapieplatz 
ohne professionelle Sprachmittlung nicht erfolgreich genutzt werden kann. 
Idealerweise bescheinigt das die oder der künftige Therapeut*in. Hilfreich ist es, 
wenn Unterstützungsstrukturen wie das örtliche Psychosoziale Zentrum für 
Geflüchtete (PSZ) für Rückfragen zur Verfügung stehen, da viele niedergelassene 
Therapeut*innen keine Erfahrung mit der Formulierung solcher Schreiben 
haben. Das Schreiben sollte insbesondere enthalten:

•  Diagnose oder Verdachtsdiagnose, 

•  Beschreibung der Symptomatik, 

•  Grundlage der Einschätzung (z. B. „zwei probatorische Sitzungen am [Datum] und [Datum] à 
50 Minuten“),

•  Feststellung der Indikation für Psychotherapie und Begründung der Behandlungsbedürftig-
keit, 

•  Begründung, warum im konkreten Einzelfall professionelle Sprachmittlung erforderlich ist, 

•  Datum des Therapiebeginns bzw. der ersten geplanten Sitzung, und

•  ggf. Einschätzung, welche Folgen ohne Psychotherapie oder bei verzögertem Therapiebe-
ginn drohen, bspw. eine Chronifizierung der Symptomatik.
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Hinsichtlich der Notwendigkeit einer professionellen Sprachmittlung bieten sich 
folgende Erwägungen an:

•  Sprache ist das zentrale Arbeitsmittel der Psychotherapie. Selbst wenn die Deutschkenntnis-
se der Patient*innen für den Alltag ausreichen, genügen sie häufig nicht für eine Psychothera-
pie, in der belastende oder traumatische Erfahrungen aufgearbeitet, Gefühle reflektiert und 
Denk- und Verhaltensmuster verändert werden sollen. 

•  Unentgeltliche Laiensprachmittlung erhöht das Risiko fehlerhafter oder unvollständiger 
Übersetzungen durch fehlende Kenntnisse von Dolmetschtechniken und Fachbegriffen.

•  Bei Laiensprachmittlung durch Angehörige oder andere private Bezugspersonen können be-
lastende Gesprächsinhalte zu emotionaler Überforderung sowie zu Loyalitäts- und Interessen-
konflikten führen. Die persönliche Nähe kann den therapeutischen Prozess beeinträchtigen, 
weil sich Patient*innen nicht frei über Gefühle, Sorgen oder Konflikte äußern können.

•  Psychotherapie setzt ein hohes Maß an Vertraulichkeit voraus. Sensible Themen wie Gewalt-
erfahrungen und andere traumatische Erlebnisse können nur gegenüber einer neutralen, pro-
fessionellen und zur Verschwiegenheit verpflichteten Person offen angesprochen werden. Zu-
dem haben die Patient*innen ein berechtigtes Interesse am Schutz persönlicher Informatio-
nen. Dies ist Teil ihres grundrechtlich geschützten Selbstbestimmungsrechts.

Zusammengefasst wirkt professionelle Sprachmittlung positiv auf 
Behandlungsqualität und -erfolg. Sie kann Fehlkommunikation sowie 
Fehldiagnosen verhindern und die Einhaltung der vereinbarten Therapieziele 
verbessern.18

Praktisch stellt sich die Frage, wie die Verständigung in den ersten Terminen vor 
der Antragstellung beim Jobcenter gelingen kann. Je nach Einzelfall kommen 
Übergangslösungen in Betracht, etwa der Einsatz einer Übersetzungs-App oder 
eine professionelle Sprachmittlung, die für die ersten Termine vom PSZ gestellt, 
über Spenden oder von den Betroffenen selbst finanziert wird.19

Gegenüber dem Jobcenter kommt es dann jedoch darauf an, den 
überbrückenden Charakter dieser Maßnahmen klarzustellen – etwa, wenn das 

18  Den positiven Effekt auf die Behandlungsqualität bestätigen internationale Studien wie etwa Flores (2006): The 
Impact of Medical Interpreter Services on the Quality of Health Care: A Systematic Review, Medical Care Research 
and Review 62 (3), S. 255–299, DOI: 10.1177/1077558705275416 sowie Karliner/Jacobs/Chen/Mutha (2007): 
Do Professional Interpreters Improve Clinical Care for Patients with Limited English Proficiency? A Systematic 
Review of the Literature, Health Services Research, 42 (2), 2007, S. 727–754, DOI: 10.1111/j.1475-
6773.2006.00629.x.
19  Grundsätzlich können die Sprachmittlungskosten beim Jobcenter auch schon für die probatorischen 
Sitzungen beantragt werden. Allerdings gibt es zu diesem Zeitpunkt noch keine Bewilligung der Krankenkasse, 
die manche Jobcenter und Sozialgerichte voraussetzen.

PSZ die Sprachmittlung nicht dauerhaft stellen kann oder die Anamnese im 
Erstgespräch mithilfe einer Übersetzungs-App nur eingeschränkt möglich war.

3.5 Keine anderweitige Möglichkeit der 
Sprachmittlung
Ein flächendeckendes, für Betroffene kostenfreies Angebot zur professionellen 
Telefon- oder Videosprachmittlung existiert nur in wenigen Bundesländern.20

Auch in anderen Bundesländern gibt es teils kostenfreie oder kostengünstige 
(semi-)professionelle Möglichkeiten der Sprachmittlung. In Nordrhein-Westfalen 
sind dies beispielsweise kommunale Laiensprachmittlungspools mit geschulten, 
oft auf ehrenamtlicher Basis tätigen Sprachmittelnden. Für die Leistungen der 
Sprachmittlungspools sind jedoch häufig nur kommunale Beratungsstellen, 
Schulen, Kitas, Behörden oder gemeinnützige Einrichtungen antragsberechtigt. 
Eine direkte Beauftragung durch Privatpersonen ist meist nicht vorgesehen. 

20  Dazu zählen unter anderem das „Landesprogramm Dolmetschen“ in Thüringen, https://www.aw-
landesverwaltungsamt.thueringen.de/zusaetzliche-services/dolmetscherleistungen und „Segemi“ in Hamburg, 
https://www.segemi.org/dolmetschpool, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.  

https://www.aw-landesverwaltungsamt.thueringen.de/zusaetzliche-services/dolmetscherleistungen
https://www.aw-landesverwaltungsamt.thueringen.de/zusaetzliche-services/dolmetscherleistungen
https://www.segemi.org/dolmetschpool
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Manche Angebote schließen den Einsatz im Gesundheitswesen u.a. aus 
Haftungsgründen explizit aus.

Das Vorhandensein und die Bedingungen solcher kostenfreien Angebote sollten 
frühzeitig recherchiert und aufbereitet werden. Eine Antragstellung beim 
Jobcenter kommt nur infrage, wenn solche Angebote nachweislich nicht 
erreichbar sind. Manche Jobcenter werden voraussichtlich dennoch pauschal auf 
diese Angebote verweisen – ungeachtet dessen, ob diese passen oder nicht.

Dass gesetzliche Krankenkassen die Kosten professioneller Sprachmittlung 
grundsätzlich nicht übernehmen dürfen, ist obergerichtlich geklärt (siehe Kapitel 
2.2.2). Dennoch kann es hilfreich sein, dem Antrag eine schriftliche Ablehnung 
der Krankenkasse beizufügen. Hierfür genügt in der Regel ein formloser Antrag 
an die Krankenkasse auf Übernahme der Sprachmittlungskosten im Rahmen der 
(ggf. ebenfalls schon beantragten) Psychotherapie.

3.6 Angebot für Sprachmittlungskosten

Die Höhe des geltend gemachten Mehrbedarfs muss konkret beziffert werden. 
Hierzu sollten Angebote professioneller Sprachmittelnder vorgelegt werden. 
Grundsätzlich kann schon ein Angebot ausreichen; mehrere Vergleichsangebote 
erhöhen jedoch die Nachvollziehbarkeit. Die Angebote sollten Angaben zur 
Qualifikation der sprachmittelnden Person und möglichst entsprechende 
Nachweise enthalten.

Als Vergleichsfolie kann die Vergütung von Gerichtsdolmetscher*innen dienen. 
Nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) beträgt das 
Honorar derzeit 93 Euro pro Stunde zuzüglich Fahrtkosten und Umsatzsteuer. 
Qualifizierte Sprachmittelnde ohne gerichtliche Vereidigung bieten oftmals 
günstigere Preise.

Gemeinsam mit Klient*in und Therapeut*in sollte besprochen werden, ob die 
persönliche Anwesenheit der sprachmittelnden Person erforderlich ist oder auch 
ein Einsatz per Telefon oder Video infrage kommt. Ersteres kann zusätzliche 
Fahrtkosten verursachen, die später vor Jobcenter oder Sozialgericht strittig sein 
können. Für den Einsatz in Präsenz empfiehlt es sich daher, möglichst ortsnahe 

Sprachmittler*innen vorzuschlagen. Bei der Sprachmittlung per Telefon oder 
Video sind Datenschutz und Datensicherheit zu gewährleisten, analog zu den 
Videosprechstunden in der gesetzlichen Krankenversicherung.21

Mit schriftlicher Therapieplatzzusage, Begründung für die Notwendigkeit der 
Sprachmittlung und Vergleichsangeboten sind die Antragsunterlagen 
vollständig. Im weiteren Verfahren können sich je nach Einzelfall weitere 
spezifische Herausforderungen ergeben.

Unterlagen für den Antrag beim Jobcenter

  Bewilligungsbescheid der Krankenkasse für die Psychotherapie, alternativ (v.a. bei Akut-
therapie): schriftliche Therapieplatzzusage der Praxis

  Bescheinigung über die Notwendigkeit der Sprachmittlung durch künftige*n Psychothera-
peut*in

  Dokumentation über erfolgslose Suche nach muttersprachlichem Therapieplatz, z.B. durch 
ein Suchprotokoll, ggf. mit eidesstattlicher Versicherung

  Begründung im Antragstext, dass keine kostenfreie Sprachmittlung zur Verfügung steht, 
ggf. mit Nachweisen (z.B. schriftliche Absage eines Laiensprachmittlungspools oder Verweis 
auf Websites mit Angebotsbedingungen)

  Mind. ein schriftliches Angebot einer qualifizierten sprachmittelnden Person, besser drei 
Vergleichsangebote

21  Dieser Vorschlag entstammt einem gemeinsamen Positionspapier u.a. der 
Bundespsychotherapeutenkammer, des Arbeitskreises der ChefärztInnen der Kliniken für Psychiatrie und 
Psychotherapie an Allgemeinkrankenhäusern sowie zahlreicher weiterer Berufsverbände vom 26.01.2022, siehe 
https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/94a22e18c3973dfe85a137e0eb683e11eeefc807/2022-01-26_
Positionspapier%20Sprachmittlung.pdf, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/94a22e18c3973dfe85a137e0eb683e11eeefc807/2022-01-26_Positionspapier%20Sprachmittlung.pdf,
https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/94a22e18c3973dfe85a137e0eb683e11eeefc807/2022-01-26_Positionspapier%20Sprachmittlung.pdf,
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4. Besondere Praxisprobleme

4.1 Digitale Gesundheitsanwendungen und 
Online-Angebote

Bisweilen lehnen Jobcenter oder Sozialgerichte den Mehrbedarf für 
Sprachmittlungskosten mit Verweis auf digitale Gesundheitsanwendungen 
(DiGa) oder Online-Therapieangebote ab. DiGa können von Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen verordnet oder von den Versicherten selbst bei der 
Krankenkasse beantragt werden. Im Bereich der psychischen Erkrankungen, 
insbesondere der Depression, sind tatsächlich eine kleine Anzahl von DiGa auch 
in gängigen Fremdsprachen verfügbar.22 Ein isolierter Einsatz von Therapie-Apps 
läuft jedoch den deutschen Behandlungsleitlinien zuwider.

So betont die Bundespsychotherapeutenkammer, dass „Gesundheits-Apps für 
psychische Beschwerden und Erkrankungen eine psychotherapeutische 
Behandlung zwar ergänzen, aber nicht ersetzen können. Eine noch so gute 
Gesundheits-App kann insbesondere den unmittelbaren Kontakt zwischen 
Psychotherapeut*in und Patient*in von Angesicht zu Angesicht nicht ersetzen.“23

Die Nationale Versorgungsleitlinie S3 zur unipolaren Depression24 weist 
ausdrücklich darauf hin, dass die mangelnde Verfügbarkeit von Psychotherapie 
kein Grund sein darf, internetbasierte Interventionen ersatzweise oder zur 
Wartezeitüberbrückung zu empfehlen. 

22  Eine Liste aller in Deutschland zugelassenen DiGa im Sinne des § 33a SGB V findet sich unter https://diga.
bfarm.de/de/verzeichnis, zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

24  Sämtliche aktuelle Leitlinien sind zu finden unter https://register.awmf.org/de/leitlinien/aktuelle-leitlinien, 
zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

23  Bundespsychotherapeutenkammer (2024): Praxis-Info Digitale Gesundheitsanwendungen, 2. Auflage, siehe 
https://api.bptk.de/uploads/B_Pt_K_Praxis_Info_Digitale_Gesundheitsanwendungen_4e4a282fe4.pdf, zuletzt 
abgerufen am 22.06.2026.

Zudem können nicht alle Patient*innen gleichermaßen von Apps als 
niedrigschwelliger Wartezeitüberbrückung profitieren. Die Anwendungen setzen 
häufig Fähigkeiten voraus, die krankheitsbedingt eingeschränkt sein können – 
etwa Antrieb, Konzentration oder die Fähigkeit zur selbstständigen 
Strukturierung. Bei zurückliegenden traumatischen Gewaltereignissen kann eine 
korrigierende Beziehungserfahrung in einem verlässlichen realtherapeutischen 
Setting für den Therapieerfolg ausschlaggebend sein. Die persönliche 
therapeutische Beziehung wird hier selbst zum Teil der Behandlung.

Dies gilt insbesondere dann, wenn bereits eine Indikation für Psychotherapie 
festgestellt und die Behandlung durch die Krankenkasse bewilligt wurde. Mit der 
Bewilligung erkennt die Kasse an, dass die psychotherapeutische Behandlung 
erforderlich ist, um die Erkrankung zu behandeln, ihre Verschlimmerung zu 
verhindern oder Beschwerden zu lindern (§ 27 Abs. 1 S. 1 in Verbindung mit § 12 
Abs. 1 SGB V). Nehmen Behörden oder Gerichte an, es könnten stattdessen Apps 
angewandt werden, setzen sie sich über die Einschätzung der fachlich 
zuständigen Stellen hinweg, ohne selbst die notwendige Fachkenntnis zu 
besitzen.

Wenn das schon zu befürchten ist, können Psychotherapeut*innen die 
Argumente gegen eine rein digitale Intervention bereits in ihrer Bescheinigung 
über die Notwendigkeit professioneller Sprachmittlung (siehe Kapitel 3.4) 
vorwegnehmen.

4.2 Eilbedürftigkeit der Behandlung

Die Frage, ob neben einem Widerspruch oder einer Klage zusätzlich ein Eilantrag 
gestellt werden sollte, ist für Beratende besonders herausfordernd. Entscheidend 
ist dabei, ob die psychotherapeutische Behandlung tatsächlich keinen weiteren 
Aufschub duldet und ob die betroffene Person die Kosten für die Sprachmittlung 
vorübergehend doch selbst aufbringen kann. Hier ist die fachliche Beurteilung 
der künftigen Psychotherapeut*innen sowie ggf. behandelnder Hausärzt*innen 
oder Psychiater*innen ebenso wichtig wie die juristische Bewertung durch 
Rechtsanwält*innen.

https://diga.bfarm.de/de/verzeichnis
https://diga.bfarm.de/de/verzeichnis
https://register.awmf.org/de/leitlinien/aktuelle-leitlinien
https://api.bptk.de/uploads/B_Pt_K_Praxis_Info_Digitale_Gesundheitsanwendungen_4e4a282fe4.pdf
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Für eine besondere Dringlichkeit können insbesondere folgende Aspekte 
sprechen:

•  ein hohes und zunehmendes Risiko einer Chronifizierung und/oder einer kurzfristigen Ver-
schlechterung der Symptomatik bis hin zu suizidalen Krisen,

•  das Risiko der Entwicklung komorbider Störungen wie beispielsweise eines missbräuchli-
chen oder abhängigen Substanzkonsums infolge einer „Selbstmedikation“, mit der Patient*in-
nen versuchen, ihre Beschwerden ohne professionelle Unterstützung zu lindern, 

•  die Tatsache, dass eine bisher ausschließlich psychopharmakologische Behandlung nicht zu 
einer ausreichenden Verbesserung der Symptomatik geführt hat, oder

•  die Tatsache, dass es sich um eine ambulante Anschlusstherapie nach einem stationären Auf-
enthalt handelt, die unmittelbar nach der Entlassung aus der Klinik stattfinden muss.

Sofern zutreffend, sollten diese Umstände durch psychotherapeutische oder 
ärztliche Fachkräfte schriftlich ausgeführt werden. Da sich Widerspruchs- und 
Klageverfahren häufig über mehrere Monate erstrecken, kann es erforderlich 
sein, regelmäßig aktualisierte Bescheinigungen zum Behandlungsbedarf 
nachzureichen.

In der Praxis kann es vorkommen, dass Sozialgerichte einen Eilbedarf – auch 
entgegen der psychotherapeutischen Einschätzung – verneinen.  Mitunter sehen 
die Richter*innen auf Seiten der Kläger*innen Einsparmöglichkeiten, die eine 
Vorfinanzierung der Sprachmittlungskosten ermöglichen würden. Teils wird 
argumentiert, dass ein weiteres Zuwarten angesichts einer bereits eingetretenen 
Chronifizierung vertretbar sei und für die Zwischenzeit eine psychiatrische 
Behandlung in Anspruch genommen werden könne.

Dass Beratende das Leid und die Belastung ihrer Klient*innen wahrnehmen, 
bedeutet also nicht automatisch, dass eine Behandlung auch im rechtlichen 
Sinne eilbedürftig ist. Umgekehrt gibt es auch Sozialgerichte, die den Eilbedarf 
anerkennen – und eine Weiterentwicklung der Rechtsprechung kann nur 
geschehen, wenn entsprechende Fälle vor Gericht gebracht werden.

Es gilt, die Erfolgschancen mit den Klient*innen transparent zu besprechen und 
gemeinsam zu überlegen, wie sich die Wartezeit bis zu einer endgültigen 
Entscheidung überbrücken lässt – sei es durch niedrigschwellige psychosoziale 
Angebote, Selbsthilfegruppen oder eine hausärztliche bzw. psychiatrische 
Anbindung.

4.3 Gewährung eines bewilligten 
Mehrbedarfs

Wird der Mehrbedarf für Sprachmittlungskosten vom Jobcenter anerkannt, stellt 
sich anschließend die Frage der konkreten Abwicklung. In der Praxis sind 
verschiedene Modelle denkbar:

•  Die Sprachmittler*innen rechnen ihre Leistungen direkt mit dem Jobcenter ab. 

•  Die Sprachmittler*innen stellen die Rechnung zunächst den Klient*innen aus, die sie anschlie-
ßend beim Jobcenter einreichen. Daraufhin überweist das Jobcenter den Betrag a) direkt an die 
Sprachmittelnden oder b) an die Klient*innen, die die Rechnung dann selbst begleichen.

•  Die Klient*innen begleichen die Rechnung zunächst selbst und beantragen danach die Erstat-
tung beim Jobcenter. Das könnte z.B. monatsweise erfolgen, da die Betroffenen in der Regel kei-
ne hohen Beträge für längere Zeit auslegen können. Diese Vorgehensweise wenden Jobcenter 
häufig auch bei Mehrbedarfen für Umgangskosten an, also wenn einem Elternteil Fahrtkosten für 
Besuche bei seinem andernorts wohnenden Kind entstehen. 

•  Die Sprachmittler*innen stellen ihre Tätigkeit der Psychotherapiepraxis in Rechnung. Diese 
schließt eine Abtretungserklärung mit dem/der Klient*in und rechnet die Kosten mit dem Job-
center ab. Das kann eine praktikable Lösung für PSZ sein, die Therapien im Kostenerstattungsver-
fahren anbieten. 

Welches Verfahren im Einzelfall gewählt wird, sollte nach der Bewilligung des 
Mehrbedarfs mit dem zuständigen Jobcenter und der beauftragten Sprachmittlung 
abgestimmt werden.

In der Praxis kann es vorkommen, dass die ursprünglich geplante Anzahl an 
Therapiesitzungen nicht ausreicht, um das Behandlungsziel zu erreichen. In 
solchen Fällen empfiehlt es sich, rechtzeitig mit dem Jobcenter zu klären, ob der 
Mehrbedarf für Sprachmittlungskosten auch für die weiteren Therapiesitzungen 
bewilligt wird. Das kann unkomplizierter sein als der Erstantrag, da der 
grundlegende Bedarf nicht mehr infrage steht. 
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5. Fazit und Ausblick

Die Übernahme von Sprachmittlungskosten durch die Jobcenter ermöglicht 
Geflüchteten den Zugang zur psychotherapeutischen Versorgung im 
Regelsystem. Das gilt insbesondere in Regionen ohne muttersprachliche 
Therapieangebote sowie in jenen Psychosozialen Zentren, die Therapien zwar 
mit den Krankenkassen abrechnen, aber die Sprachmittlungskosten in diesen 
Fällen nicht anderweitig refinanzieren können.

Gleichzeitig ist die Kostenübernahme im Rahmen des Mehrbedarfs keine 
pauschale Lösung. Erstens bleibt sie all jenen Geflüchteten außerhalb des SGB 
II-Leistungsbezugs versperrt. Zweitens schafft sie in der Summe nicht mehr 
Therapieplätze, an denen es auch für deutsche Muttersprachler*innen dringend 
fehlt. Drittens sind Antrags- und Gerichtsverfahren häufig mit erheblichem 
Aufwand, langen Wartezeiten und ungewissem Ausgang verbunden. Es bleibt 
eine anhaltende Herausforderung für die PSZ ebenso wie für 
Sozialpsychiatrische Dienste und andere Fachberatungsstellen, gute Konzepte 
für eine niedrigschwellige Wartezeitüberbrückung zu entwickeln. 

Kommt es zu einem Widerspruchs- oder Klageverfahren, ist eine enge und 
verlässliche Zusammenarbeit zwischen Sozialarbeit, psychotherapeutischen 
bzw. ärztlichen Fachkräften und anwaltlicher Vertretung unerlässlich. Alle 
Beteiligten sollten bereit sein, grundlegende fachliche Erklärungsarbeit zu 
leisten. Jobcenter und Sozialgerichte haben häufig nur begrenzte Kenntnisse 
über psychische Erkrankungen und deren Behandlung, über die 
Besonderheiten in der Versorgung geflüchteter Menschen sowie über die 
Abläufe der psychotherapeutischen Versorgung und der Abrechnung mit den 
Krankenkassen.

Wo lokale Arbeitskreise mit Vertreter*innen der Jobcenter bestehen, sollten 
diese genutzt werden, um standardisierte und für alle Beteiligten besser 
planbare Antragsverfahren zu entwickeln.

Ebenso wichtig ist eine transparente Beratung: Klient*innen sollten ihre Rechte kennen, aber auch 
frühzeitig wissen, dass ein Antrag auf Kostenübernahme scheitern kann – gerade dann, wenn sie 
bereits Hoffnung auf einen baldigen Therapiebeginn geschöpft haben. 

Das SGB II bleibt eines der meist reformierten und politisch meist umkämpften Gesetze Deutschlands. 
Die Reform hin zur „neuen Grundsicherung“, die am 1. Juli 2026 in Kraft trat, war von restriktiven 
Tendenzen geprägt: Mitwirkungspflichten wurden ausgeweitet, schärfere Sanktionen bis hin zum 
vollständigen Verlust der Leistungsberechtigung ermöglicht.

Der darunter liegende öffentliche Diskurs, der das „strukturelle Problem Arbeitslosigkeit […] zu einem 
Charakterdefizit der Betroffenen umdefiniert“25, geht auch an geflüchteten Menschen nicht spurlos 
vorbei. Viele empfinden ihn als bedrohlich, besonders wenn sich armuts- mit migrationsfeindlichen 
Narrativen verschränken. Umso wichtiger sind daher solidarische Fachkräfte in Sozialer Arbeit und 
Psychotherapie, die auf den universellen sozialen und gesundheitlichen Grundrechten aller 
Klient*innen bestehen und mit ihnen Zugänge zu einer bedarfsgerechten psychotherapeutischen 
Versorgung erarbeiten – unabhängig von Sprache oder Herkunft.

25  Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e.V. (2025): Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales zur SGB II-Reform, S. 9, https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/251118_SN-Paritaet_SGB-II.pdf, 
zuletzt abgerufen am 22.06.2026.

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/251118_SN-Paritaet_SGB-II.pdf
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